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Editorial erster Mitgliederbrief  2023 

Liebe Mitglieder, Freundinnen und Freunde der 
Europa-Union! 

Ich freue mich, Ihnen den ersten Mitgliederbrief für 
das neue Jahr anzukündigen. Diesmal versuchen 
wir, einige Höhepunkte von 2022 Revue passieren 
zu lassen. Dazu gehören die hochkaräƟgen Veran-
staltungen mit dem Präsidenten des Bundesverfas-
sungsgerichts, Prof. Dr. Harbarth, und der Europa-
Staatssekretärin Dr. Lührmann: nicht ganz ohne 
Stolz behaupte ich jetzt einfach mal, dass es sƟmmt, 
was ich auf einer Veranstaltung so en passant ge-
hört habe: Die Europa-Union, Verband Brüssel, 
steht für Qualität! 

Dazu kommen Einblicke über unser internes Ver-
bandsleben (u.a. Herbsƞest und Bundeskongress) 
sowie 10 Fragen an Isolde Fastner, ein akƟves Mit-
glied in unserem Vorstand.  

Natürlich lassen uns auch die großen Themen nicht 
los: daher zwei lesenswerte Beiträge zur Praxis des 
humanitären Engagements der EU in der Ukraine 
und eine Einschätzung der „geopoliƟschen Gemein-
schaŌ“.  

Ich hoffe, dass Sie Spaß am Lesen haben – und falls 
Sie einen guten Einfall haben, was wir im Angebot 
noch verbessern können: Teilen Sie uns Ihre Ideen 
biƩe einfach mit - die Zeit für gute Vorsätze für 
2023 ist noch nicht ganz vorbei! 

Herzlichen Gruß 

Ihr 

Prof. Dr. FrankÊHoffmeister 

Vorsitzender der Europa-Union Deutschland,  
Verband Brüssel 

UkraineÊ -ÊEuropäischeÊ IniƟaƟvenÊ imÊBereichÊdesÊ
ZivilschutzesÊundÊderÊhumanitärenÊHilfe 
 
Vor dem Hintergrund des russischen Angriffskrieges 
auf die Ukraine, hat sich der Ehrenvorsitzende der 
EUD Brüssel und Generaldirektor a.i. der GD Euro-
päischer Katastrophenschutz und humanitäre Hilfe 
(ECHO), Michael Köhler, bereit erklärt, "aus dem 
Maschinenraum" seiner GeneraldirekƟon über die 
jüngsten europäischen IniƟaƟven im Bereich des 
Zivilschutzes und der humanitären Hilfe zu berich-
ten: 
Michael Köhler bemerkt zu Beginn, dass der Krieg in 
der Ukraine momentan das besƟmmende Thema 
sei, da er mit seinen geopoliƟschen und wirtschaŌli-
chen Konsequenzen - und insbesondere durch die 
weltweite Verschlechterung der ErnährungssituaƟ-
on - massive Auswirkungen auf die mulƟlaterale 
Ordnung hat. Es steht nun auf internaƟonaler Büh-
ne wieder die Frage im Raum "auf welcher Seite 
man stehe" - wie zuletzt in den siebziger Jahren, als 
westliche Staaten bestrebt waren über ihre Ent-
wicklungspoliƟk SƟmmen in der UN-
Generalversammlung zu gewinnen. 
Mit Blick auf konkrete Hilfen der EU im Zusammen-
hang mit der BewälƟgung des Krieges, weist Micha-
el Köhler darauf hin, dass diese nicht nur die Ukrai-
ne selbst beträfen, sondern ebenso das Nachbar-
land, die Republik Moldau, sowie die balƟschen 
Staaten. Die Einschätzung der SituaƟon und der da-
mit verbundenen Bedarfe ist dabei nicht nur reakƟv, 
sondern muss ebenso anƟzipieren und Vorsorge für 
mögliche weitere EskalaƟonsstufen des Krieges 
treffen. Was benöƟgt man zur EvakuaƟon von 
Kiew? Wo können 3 Millionen zusätzliche Flüchtlin-
ge untergebracht werden? Wie kann in den be-
troffenen Nachbarländern bzw. Aufnahmeländern 
die Versorgung mit Energie und Trinkwasser sicher-
gestellt werden? Welche Zivilschutzmaßnahmen 
sind erforderlich bei einem Angriff auf die balƟ-
schen Staaten? Diesen und anderen Fragen stellt 
sich die GD ECHO seit Kriegsbeginn, und triŏ  
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entsprechende Vorbereitungen im Bereich des Zivil-
schutzes und der humanitären Hilfe.  
 
Laut Michael Köhler sind die beiden Bereiche im 
Laufe der Zeit zusammengewachsen, unterliegen 
aber unterschiedlichen Kriterien und schöpfen ihre 
MiƩel aus verschiedenen Budgets. Humanitäre Hilfe 
wird dabei ohne Ansehen der Person und aus-
schließlich nach BedürŌigkeit durch humanitäre 
PartnerorganisaƟonen umgesetzt. Beim Zivilschutz, 
der eine naƟonale Kompetenz der Mitgliedstaaten 
darstellt, wird die Kommission zunehmend im 
grenzüberschreitenden Bereich akƟv und gewährt 
Hilfe z.B. bei Waldbränden und Flutkatastrophen. 
Das grenzüberschreitende Echtzeit-System der GD 
ECHO kommt dabei heute mehrheitlich außerhalb 
der EU zum Einsatz (wie z.B. in der Ukraine), aber 
auch innerhalb der EU lassen sich Beispiele benen-
nen: so kamen italienische Löschflugzeuge in diesem 
Jahr im deutschen Harz zum Einsatz. Über eine Echt-
zeit-Anfrage Deutschlands an die GD ECHO kam so 
eine Finanzierung des Einsatzes und Bereitstellung 
durch die EU zustande (GD ECHO finanziert Flugzeu-
ge und technische Geräte bis zu 100%, diese müssen 
dann dem EU-Zivilschutzmechanismus Verfügung 
gestellt werden). 
 
Ein aktuell gemeldeter Bedarf der Ukraine ist bei-
spielsweise die Lieferung von Hunderten von Gene-
ratoren zur Stromerzeugung, die z.B. der Stromver-
sorgung von Krankenhäusern dienen. Allerdings ist 
der Markt dafür leer und es wird zunehmend 
schwierig derarƟge Güter zu beschaffen. Es stellt 
sich in diesem Zusammenhang auch vermehrt die 
Frage, inwiefern naƟonale Reserven für die Unter-
stützung der Ukraine aufgelöst werden können, o-
der ob diese weiterhin für die naƟonalen Bedarfe 
vorgehalten werden sollen. Finanzielle Unterstüt-
zung leistet die Kommission momentan über makro-
finanzielle Hilfen, z.B. über Kredite zur Bezahlung 
öffentlicher Gehälter (18 Mrd. Euro), und nichtrück-
zahlbare Budgethilfen. In die meisten Maßnahmen 
sind mehrere GeneraldirekƟonen involviert und es 
wird versucht über eine Mischung aus Infrastruktur-
maßnahmen und vereinfachten Verfahren schnelle 
Abhilfe zu schaffen.  

Seit dem russischen Einmarsch werden Zivilschutz-
maßnahmen und humanitäre Hilfe gemeinsam in 
der Ukraine eingesetzt und der Bedarf in beiden Be-
reichen ist enorm: Schätzungen der UN zufolge be-
nöƟgen bis Ende des Jahres 17,7 Mio. Menschen 
(von 44 Mio.) humanitäre Hilfe in Form von winter-
festen UnterkünŌen (die meisten der ca. 6,5 Mio. 
Binnenflüchtlinge sind Frauen und Kinder), Nah-
rungsmiƩeln, Beschulungs- und Betreuungsmöglich-
keiten, Gesundheitsschutzmaßnahmen, der Bereit-
stellung von Trinkwasser, sowie Maßnahmen zum 
Schutz vor Ausnutzung (z.B. ZwangsprosƟtuƟon und 
Menschenhandel). Man kann dabei von Glück re-
den, dass im Falle der Ukraine fortwährend Gelder 
zu über 60% des Bedarfs bereitgestellt werden - 
dies sei bei anderen Krisen nicht der Fall. 
 
Blickt man auf die Ausgaben der GD ECHO/EU in der 
Ukraine, so lässt sich folgendes Bild zeichnen: vor 
Beginn des Krieges beliefen sich die Ausgaben auf 
25 Mio./Jahr (Budget GD ECHO für humanitäre Hil-
fe: 2,6 Mrd.); Stand jetzt fließen allein aus dem EU-
Haushalt 500 Mio. an humanitärer Hilfe an die Ukra-
ine und 35 Mio. an die Republik Moldau als Transit-
land. Mit diesen Geldern wird eine große Reihe an 
Projekten finanziert, darunter vor allem Maßnah-
men zur Sicherstellung der Energieversorgung, zur 
"winterisaƟon" der UnterkünŌe (z.B. durch den Bau 
winterfester Container in Schweden und Rumänien) 
und zur Unterstützung des Erziehungswesens (100 
Mio. Euro, davon ein DriƩel aus dem Haushalt der 
GD ECHO). Teil letzterer ist auch die Sammlung von 
Schulbussen in der EU, um die Beschulung von Kin-
dern in abgelegeneren Gegenden zu gewährleisten. 
Im Gegensatz zu humanitärer Hilfe, erfolgen Zivil-
schutzhilfen nicht über PartnerorganisaƟonen, son-
dern werden direkt von der Kommission koordiniert 
und mit Hilfe staatlicher Agenturen umgesetzt. Da-
bei nutzt die Ukraine ein gut funkƟonierendes Zivil-
schutzverwaltungssystem, über welches sie ihre An-
forderungen für alle möglichen Güter koordiniert. 
Diese Güter werden von der Kommission geliefert, 
sobald sie verfügbar sind. Die bisher von EU-
Mitgliedstaaten gelieferten Sachspenden ("in kind 
aid"-MiƩel) belaufen sich auf einen Gegenwert von 
knapp einer halben Milliarde Euro, womit die bishe-
rigen Gesamtleistungen der EU allein für  
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Humanitäres und Zivilschutz sich auf etwa eine Milli-
arde summieren. Dies war alles möglich ohne einen 
gleichzeiƟgen MiƩelabzug aus anderen Regionen, 
durch die Mobilisierung zusätzlicher Haushaltsreser-
ven. Leider sehe sich die EU dennoch häufig mit 
dem Vorwurf konfronƟert sich nur "um den eigenen 
Hinterhof zu kümmern".  
 
Mit Blick auf die künŌigen Herausforderungen er-
klärt Michael Köhler, dass nicht nur die Bereitstel-
lung von Gütern und Infrastruktur, sondern insbe-
sondere auch die notwendige LogisƟk dafür im 
MiƩelpunkt steht. In Polen habe man bereits große 
EU-LogisƟkzentren geschaffen, von denen aus pri-
vate wie öffentliche Spenden in die Ukraine und in 
die Republik Moldau weiterverteilt werden. Diese 
EU-Zentren können auch von anderen Staaten und 
dem Privatsektor genutzt werden, bzw. können Pro-
jekte anderer Staaten über die Kommission koordi-
niert werden. So werden beispielsweise die Energie-
projekte der G7 über die GD ECHO koordiniert. Inso-
fern hat sich die Krise aus einer KooperaƟonsper-
spekƟve zwischen der EU und anderen Staaten oder 
Gremien wie der NATO, als Katalysator erwiesen. 
Die größte Herausforderung stellt laut Michael Köh-
ler die bisher von der PoliƟk unterschätzte Langfris-
Ɵgkeit der Krise dar: es muss davon ausgegangen 
werden, dass humanitäre Hilfe und Auĩauhilfen 
selbst nach Ende des bewaffneten Konflikts noch 
lange benöƟgt werden. Die Lager sind aber bereits 
jetzt für viele Güter leer und die notwendige Nach-
produkƟon braucht Zeit – bei gleichzeiƟg steigenden 
Marktpreisen. Hinzu kommt bei einigen schwer zer-
legbaren Gütern (z.B. Transformatoren) ein Trans-
portproblem. Man stehe somit weniger vor einem 
Finanzierungsproblem als vor einem Problem des 
Materialbedarfs. 
 
 
Das Gespräch wurde von unserem Vorstandsmit-
glied Teresa Geyer protokolliert 
 
 

 

 

DerÊPräsidentÊdesÊBundesverfassungsgerichtsÊzuÊ
BesuchÊbeiÊderÊEuropa-UnionÊBrüssel 

Von Reinhard Boest   

Mit einem besonderen Highlight hat in dieser Woche 
die EU-Vertretung des Landes Mecklenburg-
Vorpommern aufgewartet: zusammen mit dem Orts-
verband Brüssel der überparteilichen Europa-Union 
Deutschlands (EUD) war es gelungen, den Präsidenten 
des Bundesverfassungsgerichts, Stephan Harbarth, für 
eine Vortragsveranstaltung in Brüssel zu gewinnen. 
Das Interesse war dementsprechend groß: fast 200 
Teilnehmer sind für eine Veranstaltung der EUD eher 
die Ausnahme. Der Titel „Die Rechtsprechung des Bun-
desverfassungsgerichts zum Grundrechtsschutz im 
europäischen Mehrebenensystem“ mutet trocken an; 
es zeigte sich jedoch, dass das Thema nicht nur für 
Europa- und Verfassungsrechtsspezialisten ein Lecker-
bissen, sondern auch für Nichtjuristen spannend und 
poliƟsch durchaus aktuell war.  
In ihrer Begrüßung zeigte sich Jacqueline Bernhardt, 
JusƟzministerin des Landes Mecklenburg-
Vorpommern und Gastgeberin, zunächst zufrieden, 
dass eine Veranstaltung dieses Kalibers einmal nicht in 
einer der „großen“ Landesvertretungen staƪinde. Sie 
wies darauf hin, dass Mecklenburg-Vorpommern seit 
seiner (Wieder-)Gründung im Jahr 1990 durch seine 
zentrale Lage im Ostseeraum auf gute Beziehungen zu 
seinen vielen Nachbarn baue. Man sei sich der Bedeu-
tung der europäischen IntegraƟon für diese Zusam-
menarbeit bewusst; beides sei in der Landesverfas-
sung verankert.  
Angesichts der Entwicklungen in einigen Mitgliedstaa-
ten komme es darauf an, dass die EU  
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Garant für Grundrechte, DemokraƟe und Rechtsstaat-
lichkeit bleibe. 
Präsident Harbarth zeichnete in seinem Vortrag die 
Entwicklung des Rechtsprechung des Gerichts zum 
Grundrechtsschutz auf der naƟonalen und der europä-
ischen Ebene nach. Dabei ging es im Kern auch immer 
um die Frage, ob europäisches Recht dem naƟonalen 
Recht vorgeht. Wegen des hohen Rangs, der den 
Grundrechten im deutschen Verfassungsrecht zukom-
me, habe sich das Bundesverfassungsgericht anfangs 
sehr schwer getan, weil es ein vergleichbares Schutzni-
veau auf der europäischen Ebene verneinte.  
 
Seit der ersten, sehr kriƟschen Entscheidung aus dem 
Jahr 1974 (bei Insidern bekannt als „Solange I“) habe 
sich allerdings der Grundrechtsschutz auf der europäi-
schen Ebene fortentwickelt, sowohl durch eine sehr 
detaillierte Rechtsprechung des Europäischen Ge-
richtshofs in grundrechtsrelevanten Bereichen (etwa 
Datenschutz, JusƟz, MigraƟon) als auch durch die Ent-
wicklung der EU-Verträge, insbesondere die Charta 
der Grundrechte von 2009. Harbarth zeichnete die 
jüngste Entwicklung anhand einiger beispielhaŌer Ent-
scheidungen des Bundesverfassungsgerichts nach 
(„Recht auf Vergessen“ – 2019, „Europäischer HaŌbe-
fehl III“ – 2020, „Ökotox“ – 2021). Im Bereich des 
Grundrechtsschutzes gebe es heute den oŌ befürchte-
ten (oder herbeigeschriebenen) Konflikt zwischen Bun-
desverfassungsgericht und Europäischem Gerichtshof 
nicht (mehr), vielmehr ergänzten sich europäische und 
naƟonale Gerichte bei der Gewährleistung eines effek-
Ɵven Schutzes der europäisch und naƟonal gewähr-
leisteten Grundrechte. Zu einem gemeinsamen Ver-
ständnis habe auch der seit langem etablierte Dialog 
der Verfassungsgerichte mit dem Europäischen Ge-
richtshof beigetragen. Im Rahmen der 
„IntegraƟonsverantwortung“, die auch für die Gerich-
te gelte, sei die Kontrolle der Einhaltung der europa-
rechtlich gewährleisteten Grundrechte auch Aufgabe 
des Bundesverfassungsgerichts. Stelle sich hierbei die 
Frage der Auslegung, werde sicher irgendwann auch 
der für die Grundrechte zuständige Erste Senat eine 
Vorlage zum Europäischen Gerichtshof machen. 
 
Zum Abschluss ging Harbarth kurz auf die wider-
sprüchlichen Urteile aus Karlsruhe und LuxemburgÊ
zum Anleihekaufprogramm PSPP der Europäischen 
Zentralbank ein. Mit einem Augenzwinkern bemerkte 
er, dass die Teilnehmer das wohl erwarteten, auch 
wenn es nicht zum Thema des Vortrags gehöre. Er ver-
teidigte die Befugnis des Bundesverfassungsgerichts, 
die Einhaltung der Grenzen zu prüfen, die die Mitglied-
staaten der Europäischen Union bei der Übertragung 

von Befugnissen gesetzt habe („ultra vires“). Auch 
wenn er am Ende offenließ, wie der bestehende Wi-
derspruch in diesem konkreten Fall aufgelöst werden 
kann, unterstrich er, dass innerhalb des Zuständig-
keitsbereichs der EU das europäische Recht Vorrang 
habe, auch vor naƟonalem Verfassungsrecht. Er wider-
sprach damit ausdrücklich der PosiƟon etwa des polni-
schen Verfassungsgerichts, das generell einen Vorrang 
der naƟonalen Verfassung postuliert. Es könne sich 
dabei gerade nicht auf die PSPP-Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts berufen. Umgekehrt könne 
es für das Gericht kein Kriterium sein, ob eine Ent-
scheidung von anderen „missbraucht“ werde. 
 
In dem anschließenden Podiumsgespräch, moderiert 
vom Vorsitzenden der EUD Brüssel, Frank Hoffmeister, 
beleuchtete Maƫas Wendel, Professor für Öffentli-
ches und Europarecht an der Universität Leipzig, die 
ThemaƟk aus wissenschaŌlicher Sicht. Der Grund-
rechtsschutz in der EU habe in den knapp fünfzig Jah-
ren seit der „Solange I“-Entscheidung eine enorme 
Entwicklung genommen. Daher sei es zu begrüßen, 
dass heute auch das Bundesverfassungsgericht die 
GleichwerƟgkeit anerkenne und seine Aufgabe auch 
im Schutz der durch das GemeinschaŌsrecht gewähr-
leisteten Grundrechte gegenüber der deutschen 
Staatsgewalt sehe. Die Berufung auf die „IdenƟtät der 
Verfassung“ (Elemente, die nach ArƟkel 79 Absatz 3 
des Grundgesetzes einer Verfassungsänderung entzo-
gen sind) sei jedenfalls für die Grundrechte derzeit 
nicht relevant. Die „EwigkeitsgaranƟe“ für Menschen-
würde, Grundrechte, DemokraƟe und Rechtsstaatlich-
keit sowie den Föderalismus sei eine ReakƟon des 
deutschen Verfassungsgebers auf die Nazi-HerrschaŌ 
gewesen, sollte aber nicht als unüberwindliches Hin-
dernis für die europäische IntegraƟon verstanden wer-
den (zumal es das in kaum einem anderen Mitglied-
staat gebe). Bei eventuellen Konflikten (wie im Fall 
PSPP) plädierte er für DeeskalaƟon und einen noch 
intensiveren Dialog zwischen den Gerichten. 
Sowohl Wendel als auch Harbarth sehen das Schutzni-
veau in der EU auf einem hohen Niveau. Daran ändere 
zunächst auch die Tatsache nichts, dass aktuell in eini-
gen Mitgliedstaaten Grundrechte, DemokraƟe und 
Rechtsstaatlichkeit teilweise in Frage gestellt würden. 
Man müsse aber aufpassen, dass Mindeststandards 
nicht in größerem Ausmaß „ins Rutschen“ kämen; 
dann seien Konflikte kaum zu vermeiden. 
 
Dieser ArƟkel erschien auch bei belgieninfo.net (hƩps://
www.belgieninfo.net/der-praesident-des-
bundesverfassungsgerich 
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TheÊEuropeanÊPoliƟcalÊCommunityÊ(EPC) 

 

Von Hervé Delphin (Europäischer AuswärƟger Dienst) 

The first summit of the European PoliƟcal Community 
(EPC) took place in Prague on 6 October 2022, on the 
margins of an informal European Council meeƟng, and 
against the backdrop of Russian aggression against 
Ukraine.  

French President E. Macron had launched the idea on 
9 May. It was later supported by European Council 
President Ch. Michel and European Commission Presi-
dent U. von der Leyen in her State of the Union 2022 
address. EU-27 leaders agreed during the European 
Council meeƟng in June 2022 to inaugurate the EPC 
with the aim of bringing together countries on the Eu-
ropean conƟnent to foster their cooperaƟon on issues 
of common interest, revolving around peace and 
security, the economic situaƟon, energy and climate, 
and migraƟon and mobility. They stressed that such a 
framework will not replace exisƟng EU policies and 
instruments, notably enlargement, and will fully 
respect the European Union’s decision-making auto-
nomy. 

In Prague, 44 heads of states or governments (27 EU 
Member States, 6 Western Balkans, Ukraine 
(President Zelenskyy in VTC and Prime Minister 
Shmyhal physically), Moldova, Georgia, Armenia, Aze-
rbaijan, Switzerland, Norway, Iceland, Liechtenstein, 
United Kingdom and Turkey) and EU insƟtuƟons lea-
ders were brought together on an equal fooƟng to 
foster poliƟcal dialogue and cooperaƟon on issues of 
stability, security and prosperity. They agreed that the 
next meeƟng will take place in 6-month Ɵme in Mol-
dova (an EU candidate state), in one year in Spain (EU 
Presidency then) and in 1,5-year in the UK (a non-EU 
state). The non-insƟtuƟonalised format of the EPC, 
with light structure, liƩle scripted agenda and free 
high level and confidenƟal exchanges, no negoƟated 
final outcome document, and with significant Ɵme 

availed for side-meeƟngs and bilaterals, helped to 
aƩract and generate interest from the parƟcipants.  

The think tank and academia community, as well as 
media assessed the Prague EPC summit largely posiƟ-
vely, as a transnaƟonal pan-European plaƞorm of 
cooperaƟon at Ɵmes when other channels remain ob-
structed. They noted a strong united signal of conƟ-
nental condemnaƟon directed at Russia and Belarus. It 
has also been a powerful message to the rest of the 
world about Europe’s sincerity in facing and addres-
sing consequences of the Russia’s war, such as regar-
ding economic security and energy resilience, and 
rules-based mulƟlateral order as enshrined in the UN 
Charter. Among other outcomes, of parƟcular noƟce is 
a quadrilateral meeƟng between Azerbaijani President 
I. Aliyev, Armenian Prime Minister N. Pashinyan, Presi-
dent Macron and President Michel, which led to an 
agreement to establish a civilian EU mission in Arme-
nia alongside the border with Azerbaijan.  

The next EPC summit is planned for 1st June 2023 in 
Chișinău, Moldova, with the parƟcipaƟon of 47 states 
and 3 EU insƟtuƟons leaders. A further EPC Summit is 
planned for the second semester of 2023 and will hos-
ted by Spain, which will hold the rotaƟng presidency 
of the EU in that period.  

As High RepresentaƟve/Vice President of the Commis-
sion, J. Borrell commented on his blog: “While many 
aspects remain to be clarified, for me at least a few 
things are clear: [t]he EPC can be no alternaƟve to EU 
enlargement” and “[i]t must add value to exisƟng insƟ-
tuƟons and formats, like the OSCE, Council of Europe 
and EU frameworks like the Eastern Partnership”; and 
“[i]n all the areas that leaders will discuss (security, 
energy/climate, migraƟon), there could be concrete 
projects to undertake, to boost resilience across the 
conƟnent.”  
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Veranstaltungsbericht:ÊHerbsƞestÊderÊEUD-ParlamentariergruppeÊimÊEuropäischenÊParlament 

„GemeinsamÊdieÊZukunŌÊEuropasÊgestalten“ 

 

Von Benjamin Feyen (Der Autor ist Beisitzer im Vorstand der EUD) 

Unsere Europa-Union Brüssel war mit zahlreichen Mit-
gliedern vertreten beim Herbsƞest der EUD-
Parlamentariergruppe des Europäischen Parlaments, 
das am 25. Oktober in der Landesvertretung Baden-
WürƩembergs staƪand. Highlights der Abendveran-
staltung waren die Reden der Kommissionsvizepräsi-
denƟn Margrethe Vestager und des Vorsitzenden der 
Parlamentariergruppe, Niklas Nienaß MdEP. 
Nienaß betonte in seiner Eröffnungsrede die große 
Bedeutung der Europäischen Union, insbesondere vor 
dem Hintergrund aktueller Krisen wie dem Krieg in der 
Ukraine, steigender Energiepreise und populisƟscher 
Angriffe auf unsere DemokraƟe: „Gemeinsam müssen 
wir uns die Frage stellen, wie Europa mehr als nur eine 
Idee sein kann — sondern wesentlicher Teil der Lö-
sung für unsere Probleme und Herausforderungen“, so 
der Vorsitzende der Parlamentariergruppe, der das 
enorme Potenzial der Europa-Union hervorhob, diese 
Entwicklung akƟv mitzugestalten. 
Die Ergebnisse der Konferenz zur ZukunŌ Europas 
müssten unbedingt umgesetzt werden, zeigte Nienaß 
sich überzeugt: „Wenn wir schon inmiƩen der Krisen 
die Bürgerinnen und Bürger Europas um ihre Wünsche 
und Visionen befragen, dann müssen dem auch klare 
Konsequenzen folgen.“ Eine dieser Konsequenzen 
müsse ein Konvent zur Änderung der EU-Verträge sein 
— jedoch explizit als Beginn weiterer Diskussionen, 
nicht als deren Ende. „WichƟg ist der Austausch aller 

Akteure miteinander, und damit wollen wir heute be-
ginnen“, rief Nienaß alle Anwesenden auf, diese The-
men in persönlichen Gesprächen im Laufe des Abends 
weiter zu verƟefen. 
Passend hierzu waren neben den zahlreichen Mitglie-
dern der gastgebenden EUD-Parlamentariergruppe 
des Europäischen Parlaments — darunter auch EUD-
Präsident Rainer Wieland MdEP und UEF-
Vizepräsident Markus Ferber MdEP — auch mehrere 
Abgeordnete des Deutschen Bundestags anwesend, 
die der dorƟgen EUD-Parlamentariergruppe angehö-
ren. Außerdem waren aus Berlin EUD-Generalsekretär 
ChrisƟan Moos und Mitarbeiter der BundesgeschäŌs-
stelle angereist. 
Margrethe Vestager, ExekuƟv-VizepräsidenƟn der Eu-
ropäischen Kommission und zuständig für Europa im 
digitalen Zeitalter, erinnerte daran, dass die große 
Stärke der EU ihr Zusammenhalt sei. Dies haben sich in 
den aktuellen Krisen mehrfach bewährt — etwa hin-
sichtlich der Impfstrategie in der Pandemie, beim Post-
COVID-Auĩauplan NextGeneraƟonEU und im Kontext 
des russischen Krieges in der Ukraine. 
VizepräsidenƟn Vestager betonte, wie wichƟg es gera-
de angesichts der aktuellen Herausforderungen sei, 
dass die EU weiterhin geschlossen auŌrete, sich die 
Mitgliedstaaten gegenseiƟg unterstützten und man 
nach außen hin mit einer gemeinsamen SƟmme spre-
che. „Margrethe Vestager hat in ihrer Rede auf den 
Punkt gebracht, worum es in Europa heute geht“, zeig-
te sich Niklas Nienaß beeindruckt. 
Beim anschließenden Empfang haƩen die Mitglieder 
der Europa-Union aus Brüssel und Berlin ausreichend 
Gelegenheit, neue Kontakte zu knüpfen und bestehen-
de auszubauen. Aus Sicht des Vorsitzenden der Parla-
mentariergruppe hat sich die Veranstaltung gelohnt: 
„Unser Herbsƞest war eine wunderbare Gelegenheit, 
die Mitglieder unserer Parlamentariergruppe und viele 
Gäste aus der Europa-Union zusammenzubringen“, so 
Niklas Nienaß. 
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EuropaunionÊBrüsselÊimÊGesprächÊmitÊStaatsministerinÊDr.ÊAnnaÊLührmann,ÊMdB 

„DeutscheÊEuropapoliƟkÊinÊderÊKrise“ 

 

Von Isolde Fastner  (Die Autorin ist Beisitzerin im Vorstand der EUD) 

Ein schöner Jahresabschluss für die Europaunion Brüs-
sel und ihre Mitglieder war die letzte Veranstaltung 
vor der Weihnachtspause. Am 12. Dezember 2022 traf 
sich unsere stellvertretende Vorsitzende Ilka Wölfle, 
LL.M. mit Frau Staatsministerin des AuswärƟgen Amts 
Dr. Anna Lührmann, MdB, in der Vertretung des Lan-
des Hessen bei der Europäischen Union, um über die 
aktuelle deutsche EuropapoliƟk in der Krise zu spre-
chen. Schon im Vorfeld konnten wir gemeinsam mit 
unserem Veranstaltungspartner zahlreiche Interessier-
te für das Event aufgrund der hochrangigen Politpro-
minenz gewinnen. Insgesamt lauschten rund 240 Gäs-
te der angenehmen und informaƟven Diskussion in 
der Landesvertretung Hessens in der EU, darunter 
auch viele Mitglieder der Europaunion. Der hessische 
Staatssekretär für Europaangelegenheiten Uwe Becker 
merkte in seinen Begrüßungsworten an, dass Deutsch-
land und Europa aktuell vor großen Herausforderun-
gen stehen, diese aber nur gemeinsam zu lösen wä-
ren. 

In der anschließenden Gesprächsrunde zwischen der 
Staatsministerin und der stellvertretenden Vorsitzen-
den Ilka Wölfle reichte der themaƟsche Bogen von der 
Diskussion zu den Verstößen Ungarns gegen die 

Rechtsstaatlichkeit, die Konferenz zur ZukunŌ Euro-
pas, die aktuellen KorrupƟonsvorwürfe im Europäi-
schen Parlament und die kommenden Europawahlen 
2024.  

Frau Staatsministerin Dr. Lührmann zeigte sich als sehr 
offen in ihren Antworten und sie konnte den Bauchla-
den an europapoliƟschen Baustellen gut skizzieren 
und zeichnete trotz schwierigen Herausforderungen 
ein durchaus opƟmisƟsches Bild von der Europäischen 
Union. Sie betonte, dass Europa Krisen bewälƟgen und 
auch meistern kann. Auf die Frage wie sie das Verhält-
nis zwischen Frankreich und Deutschland sehe antwor-
tete sie verschmitzt mit einem „trés bien“. Die mediale 
Darstellung sei nicht immer die Realität.  

Frau Staatsministerin Dr. Lührmann gewährte uns ei-
nen interessanten Einblick in die aktuellen europapoli-
Ɵschen Vorgänge aus deutscher Sicht. Sie verkörperte 
durch ihre Antworten eine wahre LeidenschaŌ zu Eu-
ropa. Es war eine Freude zu sehen mit viel Europabe-
geisterung, Engagement und Sympathie sie unsere 
Veranstaltung aufgewertet hat. Wir freuen uns auf die 
nächste Veranstaltung mit ihr. 

Im Anschluss der Veranstaltung wurden die Gäste kuli-
narisch von der Landesvertretung Hessens bestens 
versorgt. Dafür auch ein herzliches Dankeschön an den 
Leiter der hessischen Landesvertretung Friedrich von 
Heusinger. 
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DieÊEuropa-UnionÊBrüsselÊbeimÊ65.ÊEUD-BundeskongressÊinÊAugsburgÊamÊ8.ÊundÊ9.ÊOktoberÊ2022 

 

Von Julia Preiß (Die Autorin ist Beisitzerin im Vorstand der EUD) 

„Raus aus der Krise – nur mit Europa!“ – unter diesem 
MoƩo fand vom 8. bis zum 9. Oktober 2022 zum 65. 
Mal der Bundeskongress der überparteilichen Europa-
Union e.V. staƩ. Unter den ca. 200 Delegierten und 
Gästen haƩe auch der Auslandsverband der EUD in 
Brüssel nach dreijähriger pandemiebedingter Pause 
wieder die Möglichkeit, zwei Delegierte in Präsenz 
zum jährlich staƪindenden Bundeskongress zu ent-
senden und so an der ideellen und poliƟschen Ausrich-
tung der überparteilichen Europa-Union e.V. mitzuwir-
ken. Da Teresa Geyer (SchriŌführerin im Vorstand) 
ihre Teilnahme krankheitsbedingt kurzfrisƟg absagen 
musste, fuhr Julia Preiß (Beisitzerin im Vorstand) als 
alleinige Vertreterin des Brüsseler Auslandsverbands 
nach Augsburg. 

Getreu dem MoƩo des Bundeskongresses stand nicht 
nur das inhaltliche Beschlussprogramm, sondern auch 
das diesjährige von der EUD-Augsburg und dem EUD-
Landesverband Bayern organisierte Rahmenprogramm 
in der Fuggerstadt ganz im Zeichen der Solidarität mit 
der Ukraine. So haƩen die Augsburgerinnen und Augs-
burger die Möglichkeit, am FreitagnachmiƩag im Rah-
men der öffentlichen Diskussionsveranstaltung 
„Europa-Visionäre“ mit hochkaräƟgen Gästen, darun-
ter Kulturstaatsministerin Claudia Roth, Gabriele Bi-
schoff MdEP, Markus Ferber MdEP sowie Prof. Dr. 
Christoph Weller, Friedens- und Konflikƞorscher an 
der Uni Augsburg, über aktuelle europapoliƟsche The-
men und noch nöƟge Meilensteine der Europäischen 
Einigung zu diskuƟeren. Im Rahmen einer LichterakƟ-
on für die Ukraine, die am Samstagabend auf dem Rat-
hausplatz in KooperaƟon mit dem IntegraƟonsbeirat 
der Stadt Augsburg staƪand, wurde in Gedenken an 
die Opfer des russischen Angriffskriegs auf die Ukraine 
ein Zeichen für Frieden, DemokraƟe und die Wahrung 
des internaƟonalen Rechts gesetzt.  

Das KongressmoƩo besƟmmte sodann auch den 
öffentlichen AuŌakt des zweitägigen Bundeskongres-
ses in der IHK Schwaben. "Zum Frieden braucht es 
zwei, zum Krieg reicht einer", betonte EUD-Präsident 
Rainer Wieland MdEP in seiner Eröffnungsrede und 
verwies auf die allgegenwärƟge Gefahr des Populis-
mus in Europa und die Notwendigkeit, den Rechtsstaat 
in Europa weiter und nachhalƟg zu stärken. Die Arbeit 
der EUD-Landes- und Kreisverbände stelle dabei ein 
wesentliches Element dar, um die „europäische Idee, 
die gerade in trüben Zeiten stärker und heller strahlt, 
weiter zu verbreiten und in die poliƟsche DebaƩe ein-
zubringen.“ Das von EUD-Präsident Wieland angekün-
digte föderalisƟsche Manifest solle dabei wesentlicher 
Impulsgeber für die kommenden Europawahlen sein. 
Dr. Andreas Kopton, Präsident der IHK Schwaben und 
Gastgeber des 65. Bundeskongresses, betonte in sei-
ner Ansprache die Relevanz eines geeinten Europas, 
um den globalen Herausforderungen unserer Zeit mit 
einer SƟmme zu begegnen. Vor dem Hintergrund aktu-
eller Krisen unterstrich KommissionspräsidenƟn Ursula 
von der Leyen in ihrer VideobotschaŌ an die Kongress-
teilnehmer, wie wichƟg Solidarität und Zusammenhalt 
für eine erfolgreiche und zukunŌsfähige Europäische 
Union sind.  

Ein besonderer Höhepunkt des diesjährigen Bundes-
kongresses war sicherlich die Diskussionsveranstaltung 
zu einem möglichen EU-BeitriƩ der Ukraine. So appel-
lierten Anton Hofreiter MdB, Vorsitzender des EU-
Ausschusses im Bundestag und Ljudmyla Melnyk vom 
InsƟtut für Europäische PoliƟk in Berlin unter der Mo-
deraƟon von Julian PloƩka, wissenschaŌlicher Mitar-
beiter an den Universitäten Bonn und Passau, an die 
Verteidigung der Rechtsstaatlichkeit innerhalb der EU 
und die Notwendigkeit, die Ukraine auch durch Pan-
zerlieferungen zu unterstützen.  
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Vor dem Hintergrund des Europäischen Jahrs der Ju-
gend forderte JEF-Vorsitzende, Clara Föller, in Ihrem 
Grußwort eine zukünŌig stärkere Einbeziehung der 
Interessen der jungen GeneraƟon, was „gerade auch 
für einen nachhalƟgen Frieden“ in Europa entschei-
dend sei.  

 

So einigte sich der Bundeskongress abschließend auf 
einen Beschluss zur verstärkten Jugendbeteiligung und 
-förderung, der u.a. die Einrichtung einer europäische 
Agentur für poliƟsche Bildung vorsieht.  

EUD-Generalsekretär, ChrisƟan Moos, nutzte die An-
wesenheit der Delegierten, um über die Ergebnisse 
der Konferenz über die ZukunŌ Europas zu berichten, 
bei der sowohl JEF als auch EUD wesentliche Kernan-
liegen, wie beispielsweise die in der #NoVeto-
Kampagne geforderte Abschaffung des EinsƟmmig-
keitsprinzips im Rat der EU, durchsetzen konnten. Im 
Beschluss des Bundeskongresses „Weckruf für Europa 
– wir brauchen eine starke und handlungsfähige Euro-
päische Union!“ nimmt der Verband die Ergebnisse 
der ZukunŌskonferenz auf und fordert die EU-Organe 
auf, jene Forderungen zu prüfen und dringende Refor-
men der EU-InsƟtuƟonen umzusetzen. 

Die in vielen Redebeiträgen geäußerten Appelle hin zu 
einer geeigneteren Europäischen Union mit verstärk-
ter Autonomie fanden schließlich Ausdruck im Be-
schluss des Bundeskongresses zur europäischen Ver-
teidigungspoliƟk, der u.a. die Umsetzung des Mehr-
heitsprinzips in der Außen- und SicherheitspoliƟk und 
eine stärkere KooperaƟon, insbesondere im Bereich 
der Weltraum- und Cyberabwehr, vorsieht. Vor dem 
Hintergrund zunehmender populisƟscher Tendenzen 
in ganz Europa fordert die EUD außerdem, den Kondi-
Ɵonalitätsmechanismus für finanzielle SankƟonen stär-
ker zu nutzen und fordert alle pro-europäischen Par-
teien auf, keine Bündnisse mit populisƟschen und ext-
remisƟschen Parteien einzugehen.  

Weitere vom Bundeskongress gefasste Beschlüsse se-

hen die Intensivierung des Weimarer Dreiecks sowie 
die Schaffung von Europagemeinderäten vor.  

Insgesamt ging der 65. Bundeskongress der Europa-
Union Deutschland mit intensiven Gesprächen, einem 
hochkaräƟgen Rahmenprogramm und der Gewissheit 
zu Ende, dass die vom Bundeskongress geäußerten 
poliƟschen Reformforderungen durch die aktuellen 
und vielfälƟgen Krisen noch dringlicher werden.  

 

Prominenz beim Bundeskongress: Dr. Andreas Kopton, Mar-
kus Ferber MdEP, StM Dr. Florian Herrmann MdL, Ljudmyla 
Melnyk, Rainer Wieland MdEP, Gaby Bischoff MdEP, Dr. 
Anton Hofreiter MdB und Thorsten Frank (v.l.n.r.), © EUD 
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10ÊFragenÊan…ÊMitgliedÊIsoldeÊFastner 

 

IMPRESSUM 

Europa-Union Deutschland e.V. Verband Brüssel 
c/o UEF 
Rue d'Arlon 53 
B - 1000 Brüssel 
E-Mail: info@eud-bruessel.eu   
www.eud-bruessel.eu 
 

RedakƟon: Lars Koenig, Ilka Wölfle 

1. TäƟgkeit:  
PoliƟsche ReferenƟn in der Europavertretung der Deutschen Sozi-
alversicherung 
 

2. In Brüssel seit:  
Das erste Mal 2014/2015 und nun das zweite Mal seit 2017 
 

3. Hobbies:  
Lesen, Yoga, Radfahren, Laufen, Reisen, PoliƟk 
 

4. Man triŏ mich in Brüssel:  
Im Parc Duden, am Parvis de Saint-Gilles und im Büro der Europa-
vertretung der deutschen Sozialversicherung 
 

5. Eine meiner Lieblingsaussichtspunkte in Brüssel:  
Basilika im Parc Elisabeth 
 

6. Meine Buchempfehlung:  
„Holzfällen“ von Thomas Bernhard 
 

7. Lieblingszitat oder MoƩo:  
„Alles ist jeden Tag tagtäglich - eine Wiederholung von Wiederho-
lungen“ 
 

8. Bei der Europa-Union bin ich dabei:  
Ein Ziel kann man nur gemeinsam erreichen, wenn man akƟv 
wird. Ein vereintes Europa muss immer wieder neugestaltet wer-
den. 
 

9. Europa bedeutet für mich:  
Die einzigarƟge Freiheit ohne Pass zu reisen, die Möglichkeit zu 
arbeiten, wo man möchte und auch zu leben, ohne jegliche Erklä-
rungen. 
 

10. Mein Wunsch an Europa:  
Es sollte viel mehr Bewusstsein entstehen, dass sich 27 Länder 
verbündet haben und tagtäglich auf europäischer Ebene nur ein 
Ziel im Auge haben: die Lebensverbesserung der europäischen 
Bürgerinnen und Bürgern auf allen Ebenen. Ich bin stolz darauf, 
ein Teil der EU zu sein. 


